
Stellungnahme zur AfD-Veranstaltung Masterplan 100% Klimaschutz –„
Ökopopulismus oder sinnvoll?“ am 12.12.2019 in der Stadthalle Braunschweig

Braunschweig, den 23.12.2019

Wir, Fridays for Future Braunschweig, positionieren uns zur Veranstaltung der Partei AfD zum Thema
Klimaschutz,  die  am Donnerstag,  den 12.12.2019,  in  der  Stadthalle  stattfand,  um mögliche  Miss-
verständnisse  aufzuklären.  Weder  Fridays  for  Future  Braunschweig,  noch  Students  for  Future
Braunschweig oder Scientists for Future Braunschweig waren Veranstalter*innen dieser Veranstaltung.
Weder Prof. Dr. Jürgen Kuck noch andere Personen haben als Vertreter*innen der Fridays For Future-
Bewegung,  sondern  ausschließlich  als  Privatpersonen  teilgenommen.  Als  unabhängige
Klimagerechtigkeitsbewegung  richten  wir  grundsätzlich  keine  Veranstaltungen  gemeinsam  mit
einzelnen Parteien aus. 

Wir  distanzieren  uns  von  Rechtspopulismus,  Sexismus,  Antidemokratie,  Antifeminismus,  Homo-
feindlichkeit,  Antisemitismus,  Faschismus,  Nationalismus  und  Rassismus.  Solange  eine  Partei  oder
Parteimitglieder  diese  menschenverachtenden  Positionen  vertreten,  ist  ihre  Ideologie  mit  der
Klimagerechtigkeitsbewegung nicht vereinbar. Die AfD vertritt diese Positionen, sodass wir keine ihrer
Aktionen unterstützen.  Außerdem schließen wir eine Zusammenarbeit mit der AfD aus, da diese nicht
mit  unseren  Grundprinzipien  der  evidenzbasierten  Wissenschaftlichkeit,  Toleranz  und  (Basis-)
Demokratie in Einklang zu bringen ist.

Auch die Reaktion der Braunschweiger Zeitung finden wir zutiefst problematisch, da erneut der AfD
eine Bühne für Ihre kruden Thesen geliefert wird und die Klimawandelleugnung als legitime Meinung
dargestellt wird. Der menschengemachte Klimawandel ist eindeutig wissenschaftlich belegt! 

Vielmehr entsteht bei  uns der Eindruck, dass die AfD mit der Veranstaltung falsche Informationen
verbreiten und die Popularität der Klimabewegungen für eigene Zwecke ausnutzen will.

Wir  bedanken uns bei  Personen,  die aktiv gegen die Verbreitung von falschen Informationen und
Klimawandelleugnung vorgehen.


